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1. Einleitung

Man sollte mit dem Begriff „historisch“ generell vorsichtig umgehen. Im
Falle der europäischen Mindestlohn-Richtlinie erscheint er aber durchaus
angebracht. Mit der endgültigen Verabschiedung der „Richtlinie über an-
gemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union“ durch das Europäi-
sche Parlament und den Rat der EU im Herbst 2022 wurde erstmals über-
haupt eine EU-Rechtsvorschrift erlassen, die ausdrücklich darauf abzielt,
dass gesetzliche Mindestlöhne ein angemessenes Niveau erhalten und
Tarifvertragssysteme gestärkt werden. Historisch ist dieser Vorgang in
mehrfacher Hinsicht: Zum einen mündet eine jahrzehntelange Debatte
über die Möglichkeiten und Grenzen einer europäischen Mindestlohnpoli-
tik zum ersten Mal erfolgreich in eine europäische Rahmengesetzgebung,
die gemeinsame Verfahren und Ziele für angemessene Mindestlöhne in
der EU festschreibt. Zum anderen markiert dies aus integrationspolitischer
Sicht nicht weniger als einen Paradigmenwechsel hin zu einem sozialen
Europa. Über Jahrzehnte hinweg wurde die europäische Einigung von
einer neoliberalen Politik der Liberalisierung dominiert, die primär auf die
Integration von Märkten abzielte und damit die bestehenden Arbeits- und
Sozialsysteme unter Druck setzte (Soukup 2019). In der Eurokrise Anfang
der 2010er Jahre wurde diese Politik mit der Herausbildung einer „neuen
europäischen Arbeitspolitik“ (Syrovatka 2022) sogar noch radikaler, indem
die Europäische Kommission – oft gemeinsam mit der Europäischen Zen-
tralbank und dem Internationalen Währungsfonds im Rahmen der so ge-
nannten Troika – nun direkt in nationale Arbeits- und Tarifvertragssysteme
eingriff (Schulten und Müller 2013). In einem damals viel zitierten Bericht
der Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen (GD ECFIN) wurden u.a. die
Senkung der Mindestlöhne, die Dezentralisierung von Tarifverhandlungen
und die Verringerung der Tarifbindung sowie eine allgemeine Schwä-
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chung des gewerkschaftlichen Einflusses auf die Lohnentwicklung als „be-
schäftigungsfreundliche Reformen“ gelobt (European Commission 2012).
Hier folgte die Europäische Kommission der neoliberalen Überzeugung,
dass starke Institutionen der kollektiven Lohnregulierung das Funktionie-
ren der „freien“ Märkte behindern, die Flexibilität und Anpassungsfähigkeit
der Unternehmen einschränken und sich daher negativ auf Wachstum und
Beschäftigung auswirken.

Seit Mitte der 2010er Jahre hat sich der europäische Diskurs über die
Bedeutung starker Arbeits- und Sozialsysteme jedoch zunehmend ge-
dreht. Den Hintergrund hierfür bildet ein deutlicher Legitimationsverlust
der europäischen Integration im Zuge des Euro-Krisenmanagements, der
sich u.a. im Brexit und im Erstarken rechtspopulistischer, nationalistischer
sowie antieuropäischer Kräfte ausdrückt. Hinzu kommen aktuell die Coro-
na-Pandemie und die großen ökonomischen Unsicherheiten durch den
Krieg in der Ukraine. All diese Krisenerfahrungen haben den politischen
Diskurs wieder deutlich in Richtung eines „sozial regulierten Kapitalismus“
verschoben, in dem starke soziale Institutionen für gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt und Stabilität sorgen.

Die europäische Mindestlohn-Richtlinie ist die bislang bedeutsamste
praktische Konsequenz dieses Paradigmenwechsels. In ihrer Begründung
vollzieht die EU gegenüber früheren Positionen eine grundlegende Kehrt-
wende. Angemessene Mindestlöhne und umfassende Tarifvertragssyste-
me werden nicht mehr als Hindernis für wirtschaftliche Dynamik angese-
hen, sondern gelten im Gegenteil als zentrale institutionelle Vorausset-
zungen für eine nachhaltige und inklusive Wirtschaftsweise.

2. Kernelemente der europäischen Mindestlohn-Richtlinie

Das explizite Ziel der Mindestlohn-Richtlinie besteht in der Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union
durch die Förderung von angemessenen Mindestlöhnen und die Stärkung
von Tarifverhandlungen zur Lohnfestsetzung, um soziale Konvergenz zu
unterstützen und Lohnungleichheit sowie Erwerbsarmut zu bekämpfen
(Europäische Kommission 2020a; Europäisches Parlament und Rat der
EU 2022). Bemerkenswert an dieser Zielsetzung ist insbesondere das Be-
kenntnis zur Förderung von Tarifverhandlungen, welches in den ursprüng-
lichen Kommissionspapieren noch nicht enthalten war und erst nach der
Konsultationsphase mit den europäischen Arbeitgeber:innen- und Ge-
werkschaftsverbänden eingeführt wurde. Es steht für eine deutliche Er-
weiterung des ursprünglich sehr engen Fokus der Gesetzesinitiative auf
gesetzliche Mindestlöhne um eine starke tarifpolitische Komponente.
Damit unterstreicht die Mindestlohn-Richtlinie die grundlegende Bedeu-
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tung von Tarifverträgen für die Herstellung angemessener (Mindest-)
Löhne.

Bei der Mindestlohn-Richtlinie geht es ausdrücklich nicht um die Festle-
gung eines europaweit einheitlichen Mindestlohnniveaus, sondern um die
Vorgabe bestimmter Kriterien, um angemessene Mindestlöhne auf natio-
naler Ebene sicherzustellen. Artikel 5(2) nennt vier Kriterien, die die Mit-
gliedsstaaten bei der Festsetzung gesetzlicher Mindestlöhne beachten
sollen: (a) die Kaufkraft des Mindestlohns unter Berücksichtigung der Le-
benshaltungskosten; (b) das allgemeine Niveau der Löhne und ihre Vertei-
lung; (c) die Wachstumsrate der Löhne sowie (d) langfristige nationale
Produktivitätsniveaus und -entwicklungen. Die Mitgliedsstaaten sollen
transparente Regelungen zur Festlegung von gesetzlichen Mindestlöhnen
formulieren, sie können jedoch frei entscheiden, welches relative Gewicht
sie den einzelnen Kriterien beimessen. Die wichtigste Bestimmung für die
Festlegung nationaler Mindestlöhne findet sich jedoch in Artikel 5(4), der
besagt, dass sich die Mitgliedsstaaten bei der Beurteilung der Angemes-
senheit der gesetzlichen Mindestlöhne von indikativen Referenzwerten
leiten lassen sollen und dafür international übliche Referenzwerte wie 60%
des Brutto-Medianlohns und 50% des Brutto-Durchschnittslohns verwen-
den sollen. Damit legt die Richtlinie de facto eine doppelte Angemessen-
heitsschwelle fest. Diese ist zwar nicht rechtsverbindlich, aber indem sie
anders als im ursprünglichen Richtlinienentwurf der Kommission nicht nur
in die Erwägungsgründe (Europäische Kommission 2020a), sondern auch
in den eigentlichen Gesetzestext mit aufgenommen wurde, formuliert sie
einen starken normativen Maßstab für die Festlegung von Mindestlöhnen
auf nationaler Ebene, dem sich die Mitgliedsstaaten nur schwer entziehen
können (s.u. Kapitel 5). Allerdings gelten diese Regeln nur für Länder mit
gesetzlichen Mindestlöhnen, wobei die Richtlinie explizit darauf hinweist,
dass die Festlegung des Mindestlohnregimes ausschließlich in der Kom-
petenz der Mitgliedsstaaten liegt und keine Verpflichtung zur Einführung
gesetzlicher Mindestlöhne besteht (Artikel 1(3) der Richtlinie).

Zur Stärkung von Tarifverhandlungen wird in der Richtlinie (Artikel 4(2))
auch ein Referenzwert für eine angestrebte Tarifbindung festgelegt. Da-
nach werden alle Mitgliedsstaaten, in denen weniger als 80% der Beschäf-
tigten tarifgebunden sind, verpflichtet, Maßnahmen zur Förderung von Ta-
rifverhandlungen zu ergreifen und diese in konkreten Aktionsplänen mit
klaren Zeitvorgaben niederzulegen. Die Pläne sind in Zusammenarbeit mit
den Gewerkschaften und Arbeitgeber:innenverbänden zu entwickeln, re-
gelmäßig zu überprüfen und mindestens alle fünf Jahre zu aktualisieren.
Darüber hinaus fordert Artikel 9 der Richtlinie die Mitgliedsstaaten auf, bei
der Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen auch Kriterien zu be-
rücksichtigen, die die Gewährleistung grundlegender Gewerkschaftsrech-
te und die Einhaltung von Tarifstandards sicherstellen.
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Außerdem enthält die Richtlinie verschiedene Bestimmungen, die da-
rauf abzielen, die Rolle der Gewerkschaften zu stärken, so z.B. Artikel
3(3), der ausdrücklich bestätigt, dass Tarifverhandlungen auf Arbeitneh-
mer:innenseite nur von „Gewerkschaften“ geführt werden können – nicht
von unbestimmten „Arbeitnehmerorganisationen“, wie dies im ursprüngli-
chen Text der Kommission noch vorgesehen war (Europäische Kommissi-
on 2020a). Darüber hinaus werden die Mitgliedsstaaten in Artikel 4(1c)
aufgefordert, Beschäftigte und Gewerkschaftsvertreter:innen, die sich an
Tarifverhandlungen beteiligen, vor Diskriminierung zu schützen.

3. Paradigmenwechsel im Diskurs
über eine europäische Mindestlohnpolitik

Erste zaghafte Versuche einer europäischen Koordinierung der nationa-
len Mindestlohnpolitiken finden sich bereits in der arbeits- und sozialpoli-
tisch ambitionierten Zeit der Delors-Kommission Anfang der 1990er Jahre
– jedoch ohne größere Auswirkungen auf Mindestlöhne und Tarifverhand-
lungen auf nationaler Ebene zu haben. In der Folgezeit gab es immer wie-
der Diskussionen über gemeinsame Standards für angemessene Min-
destlöhne (Schulten 2008; Schulten et al. 2016). So wurde z.B. im Kontext
der EU-Grundrechtecharta im Jahr 2000 auch über angemessene Min-
destlöhne diskutiert. Schlussendlich findet sich in Artikel 31 der Grund-
rechtecharta allerdings lediglich ein allgemeiner Verweis auf „gerechte
und angemessene Arbeitsbedingungen“ (Europäisches Parlament et al.
2000), wenngleich diese auch angemessene Löhne umfassen (Zimmer
2019). 2008 forderte das Europäische Parlament den Europäischen Rat in
einer Resolution auf, eine europäische Mindestlohninitiative zu starten,
mit dem Ziel, alle nationalen Mindestlöhne auf 60% des Durchschnitts-
lohns anzuheben (Europäisches Parlament 2008). In der Praxis scheiter-
ten aber alle Versuche der Entwicklung einer europäischen Mindestlohn-
politik an den politischen Kräfteverhältnissen im Rat, die zu jener Zeit
durch die Hegemonie des Neoliberalismus geprägt waren. Hinzu kommt,
dass die meisten EU-Mitgliedsstaaten die Mindestlohnpolitik als rein natio-
nale Angelegenheit ansahen und daher nicht bereit waren, der EU auf die-
sem Gebiet Gestaltungskompetenzen einzuräumen.

Im Zuge der Finanzkrise 2008/2009 radikalisierte sich der neoliberale
Politikansatz gerade im Hinblick auf die Arbeitspolitik (Syrovatka 2022).
Die Finanzkrise wurde überwiegend als eine Krise der preislichen Wettbe-
werbsfähigkeit interpretiert, deren Ursache primär in zu hohen Arbeitskos-
ten und überregulierten Arbeitsmärkten gesehen wurde. In der Folgezeit
dominierte auf europäischer und nationaler Ebene ein Krisenmanage-
ment, das vor allem ein Einfrieren oder sogar Kürzen von Mindestlöhnen,
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die Dezentralisierung von Tarifverhandlungen und damit insgesamt eine
Schwächung der Tarifbindung beförderte (Schulten und Müller 2013).
Während eine europäische Mindestlohnpolitik bis dahin mit Verweis auf
die mangelnde Zuständigkeit der EU in Lohnfragen verhindert worden
war, spielte paradoxerweise die Forderung nach einer Lohnflexibilität
nach unten eine zentrale Rolle im Krisenmanagement der Europäischen
Kommission im Rahmen des Europäischen Semesters und der Troika.

Die Ergebnisse dieses Krisenmanagements waren für die EU in jeder
Hinsicht dysfunktional (Müller et al. 2016). Auf sozialer Ebene haben sie
zu mehr Armut und Prekarität unter den Erwerbstätigen und zu einer wei-
teren Zunahme der sozialen Ungleichheit in der EU insgesamt beigetra-
gen. Wirtschaftlich haben sie das inländische Wachstumspotenzial in vie-
len Ländern weiter geschwächt und die wirtschaftliche Abhängigkeit vom
Exportsektor deutlich erhöht. Politisch haben sie eine euroskeptische Hal-
tung unter den europäischen Bürger:innen befördert und die Akzeptanz
und Legitimität der politischen Systeme sowohl auf nationaler als auch auf
EU-Ebene – untergraben, was letztlich zu den Wahlerfolgen rechtspopu-
listischer Parteien beigetragen hat.

Vor diesem Hintergrund lässt sich in der EU seit Mitte der 2010er Jahre
ein deutlicher Wandel im Diskurs beobachten, der nach einer Phase eines
radikalisiertenen Neoliberalismus das Soziale Europa wiederentdeckt hat
und insbesondere die Bedeutung von funktionierenden Arbeits- und So-
zialsystemen für die wirtschaftliche Entwicklung und politische Stabilität
hervorhebt. Exemplarisch dafür steht die Forderung des ehemaligen EU-
Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker, Europa solle nicht nur ein
wirtschaftliches und finanzielles, sondern auch ein soziales Triple-A-Ra-
ting erreichen (Juncker 2014). Doch abgesehen von der Novellierung der
europäischen Entsenderichtlinie im Jahr 2018 blieb die Aufwertung der so-
zialen Dimension zunächst im Wesentlichen symbolisch-deklaratorisch:
Höhepunkt war die Verabschiedung der „Europäischen Säule sozialer
Rechte“ 2017, die ungeachtet ihres Titels keine einklagbaren Rechte, son-
dern nur unverbindliche politische Grundsätze enthält (Barnard 2020).

Dies änderte sich erst unter der seit 2019 amtierenden EU-Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen und deren Vorhaben, mit einer
Reihe von Gesetzesinitiativen im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik
über symbolische Deklarationen hinauszugehen. Dazu gehört insbeson-
dere der im März 2021 verabschiedete Aktionsplan zur Umsetzung der
„Europäischen Säule sozialer Rechte“, der mehrere Initiativen und konkre-
te Gesetzesvorhaben enthält (European Commission 2021). Der im Okto-
ber 2020 vorgelegte Vorschlag für eine Richtlinie über angemessene Min-
destlöhne versteht sich explizit als Umsetzung der Grundsätze 6 und 8 der
„Europäischen Säule sozialer Rechte“. Grundsatz 6 besagt, dass ein an-
gemessener Mindestlohn zu gewährleisten (ist), der die Befriedigung der
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Bedürfnisse des Arbeitnehmers und seiner Familie unter Berücksichti-
gung der einzelstaatlichen wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen er-
möglicht. (Europäisches Parlament et al. 2017). Grundsatz 8 bestärkt Ar-
beitgeber:innen und Gewerkschaften darin, „Kollektivverträge über sie
betreffende Fragen auszuhandeln“ (ebenda).

Damit hat die Europäische Kommission zum ersten Mal einen konkreten
Gesetzesvorschlag für eine europaweite Koordinierung der nationalen
Mindestlohnpolitiken vorgelegt, der darauf abzielt, das Niveau und die
Reichweite von Mindestlöhnen und Tarifverhandlungen in Europa deutlich
zu erhöhen. Die Begründung des Richtlinienentwurfs liest sich wie das
komplette Gegenprogramm zu den lohn- und tarifpolitischen Maßnahmen,
die in der Euro- und Finanzkrise durchgesetzt wurden. Angemessene Min-
destlöhne und umfassende Tarifverhandlungen werden nicht mehr als
Hindernis für Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschaftswachstum gesehen,
sondern als wichtige institutionelle Voraussetzung für eine nachhaltige
und inklusive Wirtschaftsentwicklung. Der Europäischen Kommission zu-
folge gewährleistet ein angemessener Mindestlohn einen angemessenen
Lebensunterhalt für die Arbeitnehmer:innen, fördert die Binnennachfrage,
schafft Arbeitsanreize und verringert Erwerbsarmut und die Ungleichheit
am unteren Ende der Lohnverteilung (Europäische Kommission 2020a).
Darüber hinaus fördert ein angemessener Mindestlohn auch die Gleich-
stellung der Geschlechter, da deutlich mehr Frauen als Männer im Nied-
riglohnsektor arbeiten. Diese neue Sichtweise auf angemessene Mindest-
löhne wurde während der Covid-19-Krise zusätzlich noch dadurch
bestärkt, dass viele der so genannten „systemrelevanten Beschäftigten“
nur einen sehr geringen Lohn erhalten. Vor diesem Hintergrund markiert
die Mindestlohn-Richtlinie einen grundlegenden Paradigmenwechsel in
der europäischen Arbeits- und Sozialpolitik.

4. Die Verabschiedung der Mindestlohn-Richtlinie:
ein umkämpfter politischer Prozess

Die Verabschiedung der Mindestlohn-Richtlinie war jedoch keineswegs
ein Selbstläufer, sondern ein vielfach umkämpfter Prozess, dem minde-
stens drei zentrale Konfliktlinien zugrunde lagen. Die erste betrifft den
klassischen Konflikt zwischen Kapital und Arbeit. In den letzten Jahrzehn-
ten hat die vorherrschende Form der europäischen Integration zu einer er-
heblichen Verschiebung der Machtverhältnisse zugunsten der Kapitalsei-
te beigetragen. Die Mindestlohn-Richtlinie ist daher ein politisches Projekt,
das darauf abzielt, das Machtungleichgewicht zwischen Kapital und Arbeit
in einem gewissen Umfang zu korrigieren. Die zweite Konfliktlinie spiegelt
die unterschiedlichen Systeme der Mindestlohnsetzung wider. Sie verläuft
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im Wesentlichen zwischen Vertreter:innen jener Länder, in denen Min-
destlöhne ausschließlich über Tarifverträge festgelegt werden, und Ver-
treter:innen von EU-Mitgliedsstaaten mit gesetzlichen Mindestlöhnen. Die
dritte Konfliktlinie resultiert aus den unterschiedlichen politischen und so-
zioökonomischen Orientierungen der beteiligten Regierungen: Während
eher linksgerichtete Regierungen in der Regel eine positive Haltung zur
Mindestlohn-Richtlinie einnahmen, vertraten konservativere Regierungen
tendenziell eine eher skeptische Position. Diese drei grundsätzlichen Kon-
fliktlinien prägen zwei weitere – in gewissem Sinne abgeleitete – Konfliktli-
nien. Dies ist zum einen jene zwischen den europäischen Institutionen,
also der Europäischen Kommission, dem Europäischen Parlament und
dem Rat, und zum anderen die juristische Debatte über die Vertrags-
grundlage der Richtlinie und die sich daraus ergebende Regelungskom-
petenz der Europäischen Union. Insgesamt können auf dem Weg zur
Durchsetzung der Mindestlohn-Richtlinie drei Phasen unterschieden wer-
den (Tabelle 1), in denen die jeweiligen Konfliktdimensionen jeweils in un-
terschiedlichem Ausmaß zum Tragen kamen.

Tabelle 1: Drei Phasen auf dem Weg zur Mindestlohn-Richtlinie

Phase 1: Jänner bis September 2020

14.01.2020 Veröffentlichung des ersten Konsultationspapiers – Beginn der ersten Phase der Sozialpart-
nerkonsultation bis zum 25.02.2020 (Europäische Kommission 2020b)

03.06.2020 Veröffentlichung des zweiten Konsultationspapiers – Beginn der zweiten Phase der Sozialpart-
nerkonsultation bis zum 04.09.2020 (Europäische Kommission 2020c)

Phase 2: Oktober 2020 bis Dezember 2021

28.10.2020 Veröffentlichung des Kommissionsentwurfs für eine Richtlinie über angemessene Mindestlöhne
in der Europäischen Union (Europäische Kommission 2020a)

09.03.2021 Rechtsgutachten des Juristischen Dienstes des Rates (Council of the European Union 2021)

28.09.2021 Rechtsgutachten des Juristischen Dienstes des Parlaments

25.11.2021 Abstimmung über den Bericht des Europäischen Parlaments (2021) im Plenum

06.12.2021 Gemeinsame Position des Rates (Rat der Europäischen Union 2021)

Phase 3: Jänner bis Oktober 2022

13.01.2022 Beginn der Trilog-Verhandlungen zwischen Parlament, Kommission und Rat

07.06.2022 Entwurf für eine Vereinbarung im Trilog (European Parliament 2022)

10.06.2022 Bestätigung des Trilog-Entwurfs im Rat der Arbeits- und Sozialminister:innen (EPSCO-Rat)

14.09.2022 Endgültige Verabschiedung der Richtlinie durch das Europäische Parlament

04.10.2022 Endgültige Verabschiedung der Richtlinie durch den Rat

Quelle: eigene Zusammenstellung

4.1 Phase 1: Verfahren zur Konsultation der Sozialpartner
(Jänner bis September 2020)

Den informellen Beginn der Kommissionsinitiative zur Verabschiedung
einer Mindestlohn-Richtlinie markiert das „Regierungsprogramm“, das Ur-
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sula von der Leyen nach ihrer Ernennung zur neuen Kommissionspräsi-
dentin im Juli 2019 vorstellte. Darin enthalten ist die klare Ankündigung, in-
nerhalb der ersten 100 Tage ihrer Amtszeit ein rechtliches Instrument auf
den Weg zu bringen, das allen Beschäftigten in der EU einen fairen Min-
destlohn garantiert, der einen angemessenen Lebensstandard ermöglicht
(Von der Leyen 2019). Nach weniger als der Hälfte der ersten 100 Tage
veröffentlichte die Kommission am 14. Jänner 2020 ein erstes Konsulta-
tionspapier (Europäische Kommission 2020b) und eröffnete damit das im
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorgesehene
zweistufige Konsultationsverfahren mit den Gewerkschaften und Arbeit-
geber:innenverbänden, um deren Meinung zur Notwendigkeit und der
möglichen inhaltlichen Ausrichtung einer EU-Initiative einzuholen. In die-
sem frühen Stadium des politischen Prozesses lag die Hauptkonfliktlinie
zwischen Kapital und Arbeit. Während die europäischen Gewerkschaften
– trotz zahlreicher Kritikpunkte im Detail – mit überwiegender Mehrheit
eine möglichst ambitionierte Regelung auf europäischer Ebene durch die
Verabschiedung einer Rahmenrichtlinie unterstützten (ETUC 2020a;
2020b), lehnte die Arbeitgeber:innenseite eine spezifische europäische
Regelung zu Mindestlöhnen rundweg ab (BusinessEurope 2020a; 2020b).

Die Arbeitgeber:innenseite begründete ihre Ablehnung einer europäi-
schen Mindestlohninitiative im Wesentlichen mit dem juristischen Argu-
ment, dass die EU keine Kompetenz habe, rechtlich verbindliche Instru-
mente im Bereich der Mindestlöhne und Tarifpolitik einzuführen. Eine
rechtlich verbindliche Regelung würde daher einen unzulässigen Eingriff
in die Kompetenzen der Mitgliedsstaaten und insbesondere die Tarifauto-
nomie der nationalen Tarifparteien darstellen (BusinessEurope 2020b).
Inhaltlich bestand der Hauptkritikpunkt der Arbeitgeber:innenseite darin,
dass sich die Kommission bei den Kriterien für die Festlegung der Min-
destlöhne zu einseitig an den sozialen Interessen der Beschäftigten orien-
tiert hätte und ökonomische Aspekte wie die Auswirkung von Mindestlöh-
nen auf Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit nur eine untergeordnete
Rolle spielen würden.

Auf Arbeitnehmer:innenseite war die Unterstützung einer Rahmenrichtli-
nie durch den Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) nicht bedingungs-
los, sondern daran geknüpft, dass eine europäische Regelung tatsächlich
zu angemessenen Mindestlöhnen führt, die Tarifautonomie der nationalen
Tarifpartner nicht beeinträchtigt und insbesondere ausreichenden Schutz
für gut funktionierende nationale Tarifsysteme bietet (ETUC 2020b). Darü-
ber hinaus forderte der EGB spezifische Regelungen: (1) zur Sicherung
eines Mindestniveaus angemessener Mindestlöhne, das den doppelten
Schwellenwert von 60% des Brutto-Medianlohns und 50% des Brutto-
Durchschnittslohns nicht unterschreiten darf; (2) zur Förderung sektoraler
Tarifverhandlungen inklusive konkreter Maßnahmen zum Schutz des
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Rechts auf gewerkschaftliche Organisierung und zu Tarifverhandlungen
sowie die Verpflichtung für Mitgliedsstaaten mit einer Tarifbindung unter
70%, einen Aktionsplan mit konkreten Maßnahmen zur kontinuierlichen
Steigerung der Tarifbindung zu erstellen; (3) zur Abschaffung von Ausnah-
men und Abweichungen vom gesetzlichen Mindestlohn.

4.2 Phase 2: Diskussion des Richtlinienentwurfs der Kommission
(Oktober 2020 bis Dezember 2021)

Nach einer zweiten Konsultationsphase mit den europäischen Gewerk-
schaften und Arbeitgeber:innenverbänden veröffentlichte die Europäische
Kommission (2020a) schließlich am 28. Oktober 2020 einen Richtlinien-
entwurf, in dem eine Reihe der Kritikpunkte der Gewerkschaften aufgegrif-
fen wurden. Dementsprechend begrüßte der EGB den Entwurf (ETUC
2020c), während allein die Tatsache, dass die Kommission das rechtlich
verbindliche Instrument einer Richtlinie wählte, von der Arbeitgeber:innen-
seite scharf kritisiert wurde (BusinessEurope 2020c; CEEP 2020; SME-
united 2020). BusinessEurope sprach gar von einem „Desaster“ und
einem „rechtlichen Monster“ und lehnte den gesamten Entwurf grundsätz-
lich ab (BusinessEurope 2020c). Wichtig ist jedoch der Hinweis, dass es in
beiden Lagern – wie schon in der ersten Phase der Sozialpartnerkonsulta-
tion – auch unterschiedliche oder zumindest nuancierte Ansichten gab.
Auf Arbeitnehmerseite lehnten die Gewerkschaften Dänemarks und
Schwedens eine Richtlinie strikt ab, da diese aus ihrer Sicht eine Gefahr
für die voluntaristischen, auf Selbstregulierung basierenden nordischen
Arbeitsbeziehungssysteme darstelle (Saco 2020; Risgaard 2020). Auf Ar-
beitgeber:innenseite gab es ebenfalls unterschiedliche Positionen. So
sprachen sich z.B. der Spitzenverband der Arbeitgeber:innen in Frank-
reich (De Comarmond 2021) sowie CEEP (seit Dezember 2020 SGI), der
europäische Verband der öffentlichen Arbeitgeber:innen und Unterneh-
men, nicht explizit gegen eine verbindlichere europäische Rahmenrege-
lung zum Mindestlohn aus (Europäische Kommission 2020c).

Die unterschiedlichen Positionen innerhalb der europäischen Gewerk-
schaften und Arbeitgeber:innenverbände zeigen, dass der Grundkonflikt
zwischen Kapital und Arbeit teilweise von der institutionellen Logik der je-
weiligen Tarif- und Mindestlohnsysteme überlagert wurde. Ähnliches gilt
für die Diskussion des Entwurfs im Europäischen Parlament und dem Rat.
Dies ist insofern bedeutsam, als mit der Veröffentlichung des Richtlinien-
entwurfs durch die Kommission der Ball nun formal im Feld des Europäi-
schen Parlaments und des Rates lag, da die Verabschiedung einer Richtli-
nie entsprechend dem im Vertrag von Lissabon festgelegten ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren der gemeinsamen Zustimmung von Europäi-
schem Parlament und Rat bedarf.
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In dieser zweiten Phase des politischen Entscheidungsprozesses spiel-
te das Europäische Parlament eine entscheidende Rolle. Hier gelang es
den beiden Co-Berichterstatter:innen – Agnes Jongerius von der sozialde-
mokratischen Fraktion (S&D) und Dennis Radtke von der christdemokrati-
schen Fraktion (EVP) – im Europäischen Parlament eine Mehrheit für den
von ihnen gemeinsam verfassten Bericht zustande zu bringen, der inhalt-
lich noch deutlich über den Kommissionsentwurf hinausging (Europäi-
sches Parlament 2021). Die im „Bericht des Beschäftigungsausschusses
des Europäischen Parlaments“ geforderten Verbesserungen umfassten
insbesondere die folgenden Bereiche: (1) Stärkung der Rolle der Gewerk-
schaften, indem klar definiert wird, dass Tarifverhandlungen von Gewerk-
schaften geführt werden und nicht wie im Kommissionsentwurf von „Ar-
beitnehmerorganisationen“; (2) weitergehende Maßnahmen zur Förde-
rung von Tarifverhandlungen, zum einen durch spezifische Maßnahmen
zum Schutz des Rechts auf gewerkschaftliche Organisierung und auf Ta-
rifverhandlungen inklusive eines Verbots der Diskriminierung von Arbeit-
nehmer:innen und deren Vertreter:innen, die diese Rechte wahrnehmen,
und zum anderen durch einen höheren Schwellenwert von 80% Tarifbin-
dung, unter dem Mitgliedsstaaten einen Aktionsplan zur Steigerung der
Tarifbindung erstellen müssen – der Kommissionsentwurf setzt den
Schwellenwert bei 70% an; darüber hinaus enthält der Parlamentsbericht
spezifische prozedurale Vorgaben für die Erstellung des Aktionsplans; (3)
spezifischere Kriterien für die Festsetzung von Mindestlöhnen; (4) Strei-
chung des Artikels 6 des Richtlinienentwurfs, der Abweichungen und Ab-
züge vom gesetzlichen Mindestlohn ermöglicht; (5) strengere Vorausset-
zungen für die Vergabe öffentlicher Aufträge und hier insbesondere die
Ausweitung der Tariftreuevorgaben auch auf Unterauftragnehmer:innen
(Europäisches Parlament 2021).

Vor diesem Hintergrund war die am 25. November 2021 mit großer
Mehrheit (443 Ja-Stimmen, 192 Nein-Stimmen und 58 Enthaltungen) er-
folgte Annahme des Parlamentsberichts ein wichtiger Schritt zu einer am-
bitionierteren Mindestlohn-Richtlinie. Diese große Mehrheit darf jedoch
nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch die Diskussion im Parlament
sehr kontrovers geführt wurde. Hierbei spielten sowohl politisch-ideologi-
sche Grundorientierungen als auch die institutionelle Logik der verschie-
denen nationalen Tarifsysteme eine Rolle, wobei Letztere teilweise die
(partei-)politischen und sozioökonomischen Orientierungen überlagerten.

Parallel zur Diskussion im Europäischen Parlament setzte sich der Rat
mit dem Richtlinienentwurf auseinander. Wenig überraschend kam auch
hier die schärfste Kritik aus Dänemark und Schweden, wo sich die sozial-
demokratisch geführten Regierungen in ihrer Ablehnung im Einklang mit
fast allen gesellschaftlichen Akteur:innen befanden, von den Arbeitge-
ber:innen über die Gewerkschaften bis hin zu allen großen politischen
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Parteien von der Rechten bis zur Linken. Eine kritische Position nahmen
anfänglich auch die eher rechtspopulistischen Regierungen in Polen oder
Ungarn ein, deren ablehnende Position primär auf einer grundsätzlich eu-
ropa-kritischen Haltung basierte. Im Lager der kritischen Stimmen befan-
den sich anfänglich auch die eher neoliberalen Regierungen in Österreich
und den Niederlanden. Dagegen haben eher linksgerichtete Regierungen,
z.B. in Spanien und Portugal, die Richtlinie von Beginn an nachdrücklich un-
terstützt. Befürwortet wurde der Richtlinienentwurf zudem von Regierun-
gen in Ländern ohne gesetzlichen Mindestlohn, wie z.B. Finnland und Ita-
lien. Ihre politisch gewichtigsten Fürsprecher fand die Mindestlohn-Richtli-
nie jedoch in den beiden größten EU-Staaten, Frankreich und Deutsch-
land. Insbesondere nach dem deutschen Regierungswechsel im Herbst
2021 entwickelte sich das deutsch-französische Tandem im Rat zum ent-
scheidenden Motor bei der Durchsetzung der Mindestlohnrichtlinie.

Zu Beginn der Auseinandersetzungen nahmen nicht wenige Regierun-
gen in der EU auch deshalb eine eher zögerliche Haltung ein, weil sie nicht
von der Rechtmäßigkeit des Richtlinienentwurfs überzeugt waren. Dies
verweist auf eine grundlegende juristische Konfliktlinie, die quer zu den
drei genannten Hauptkonfliktlinien verläuft. Die Kritiker:innen der Richtli-
nie argumentierten dahin gehend, dass die EU in Fragen der Lohnpolitik
keinerlei Kompetenzen habe, und begründeten diese Ansicht mit Artikel
153 (5) des Vertrags über die Arbeitsweise der EU (AEUV), der die Festle-
gung des Arbeitsentgelts ausdrücklich von den Regelungskompetenzen
der EU im Bereich der Sozialpolitik ausnimmt. Dementsprechend stehe
die vorgeschlagene Richtlinie im Widerspruch zu diesem Artikel und ver-
letze das Subsidiaritätsprinzip der EU. Die Europäische Kommission hin-
gegen argumentierte von Beginn an, dass ihr Vorschlag in vollem Umfang
durch Artikel 153 (1b) abgedeckt sei, der ihr Regelungskompetenzen im
Bereich der „Arbeitsbedingungen“ verleiht. Da der Richtlinienvorschlag
den Mitgliedsstaaten weder vorschreibt, einen gesetzlichen Mindestlohn
in einer bestimmten Höhe festzulegen noch ein bestimmtes System zur
Festsetzung von Mindestlöhnen einzuführen, sei der Kompetenzaus-
schluss gemäß Artikel 153 (5) AEUV in diesem Fall nicht anwendbar. Eu-
ropäische Regelungen, die die Lohnentwicklung nur mittelbar beeinflus-
sen, sind europarechtlich zulässig und auch durch die Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofs gedeckt.

In eigens zur Mindestlohn-Richtlinie erstellten Gutachten der Juristi-
schen Dienste des Europäischen Parlaments und des Rates wurde die
Position der Europäischen Kommission schließlich im Großen und Gan-
zen unterstützt und damit die Rechtmäßigkeit des Richtlinienentwurfs be-
stätigt (Council of the European Union 2021). Während dies den Kriti-
ker:innen den Wind aus den Segeln nahm, ergab sich daraus für jene
Unterstützer:innen, die wie das Europäische Parlament und die Gewerk-
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schaften eine wesentlich ambitioniertere Regelung forderten, ein grund-
sätzliches Dilemma: Um größtmögliche Effektivität und Effizienz zu ge-
währleisten, sollten die Bestimmungen der Richtlinie so präzise und
verbindlich wie möglich sein. Im Bereich des Mindestlohns sollte z.B. die
doppelte Angemessenheitsschwelle von 60% des Medianlohns und 50%
des Durchschnittslohns als verbindliches Kriterium für angemessene Min-
destlöhne festgeschrieben werden. Je verbindlicher jedoch die Anforde-
rungen an angemessene Mindestlöhne formuliert werden, umso größer
wird auch die rechtliche Beweislast, dass die Regelungen noch durch EU-
Recht gedeckt sind. Das Gleiche gilt für die Forderung nach weitergehen-
den Regelungen zur Förderung der Tarifbindung. Dies machte die Durch-
setzung der Mindestlohn-Richtlinie zu einem schwierigen Balanceakt, der
auch die Verhandlungen im Trilog zwischen Parlament und Rat prägte.

4.3 Phase 3: Interinstitutionelle Verhandlungen im Trilog
und endgültige Verabschiedung der Richtlinie

(Jänner bis Oktober 2022)

Aufgrund der großen Interessenunterschiede zwischen Parlament und
Rat begannen am 13. Jänner 2022 die interinstitutionellen Verhandlungen
im Trilog, dessen grundsätzliche Funktion darin besteht, unter Vermittlung
der Kommission eine politische Einigung zwischen Rat und Parlament zu
einem Gesetzgebungsvorschlag herbeizuführen. Während das Parlament
eine möglichst weitgehende und spezifische Regelung auf europäischer
Ebene – in den Grenzen des von den europäischen Verträgen definierten
Spielraums – anstrebte, war das Hauptinteresse des Rates eine möglichst
flexible Regelung, die möglichst viel Spielraum für nationale Regierungen
lässt (Rat der Europäischen Union 2021). Anders ausgedrückt: Während
das Parlament in zentralen Punkten des Kommissionsentwurfs inhaltlich
wesentlich weitergehende Regelungen forderte, zielte der Rat eher auf
eine Verwässerung des Kommissionsentwurfs ab. Vor diesem Hinter-
grund gestalteten sich die Verhandlungen zunächst sehr schwierig. Nach
zahlreichen Sitzungen auf technischer und politischer Ebene erzielten die
beteiligten Akteur:innen am 7. Juni 2022 eine vorläufige Einigung, die am
16. Juni 2022 vom EPSCO-Rat der Arbeits- und Sozialminister:innen mit
großer Mehrheit bestätigt wurde.

In den Trilog-Verhandlungen ist es dem Parlament gelungen, sich in ei-
nigen zentralen Punkten durchzusetzen und damit eine Richtlinie zu
schaffen, die teilweise deutlich über den ursprünglichen Kommissionsent-
wurf hinausgeht. Dies betrifft insbesondere die Stärkung der Rolle der Ge-
werkschaften, die weitergehenden Regelungen zur Stärkung von Tarifver-
handlungen sowie die Verankerung der doppelten Angemessenheits-
schwelle im eigentlichen Gesetzestext als Referenzwert für die Bewertung
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einer angemessenen Mindestlohnhöhe. Nicht durchsetzen konnte sich
das Parlament mit seiner Forderung nach einer Streichung der Bestim-
mungen zu Variationen und Ausnahmen bei Mindestlöhnen, wie sie in
einer Reihe von Mitgliedsstaaten existieren.

Am 14. September 2022 wurde der im Trilog formulierte Kompromiss-
entwurf schließlich zunächst im Europäischen Parlament und dann am 4.
Oktober 2022 auch im Rat endgültig verabschiedet. Im Rat stimmten nur
Dänemark und Schweden gegen die Annahme des Kompromissentwurfs
und Ungarn enthielt sich. Nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der EU
haben die Mitgliedsstaaten zwei Jahre Zeit, die Mindestlohn-Richtlinie in
nationales Recht umzusetzen.

5. Auswirkungen auf die nationalen Mindestlohnregime

Die europäische Mindestlohninitiative hat nicht zuletzt deshalb große
politische Unterstützung erfahren, weil sie in vielen EU-Mitgliedsstaaten
an aktuelle Mindestlohndebatten anknüpfen konnte. Bereits seit einigen
Jahren lassen sich in mehreren europäischen Ländern so genannte Li-
ving-Wage-Initiativen beobachten, die auf eine strukturelle Erhöhung der
Mindestlöhne abzielen, um diese auf ein angemessenes Niveau anzuhe-
ben, das eine soziokulturelle Teilhabe am gesellschaftlichen Leben er-
laubt (Schulten und Müller 2019; 2020). Tatsächlich sind die Mindestlöhne
in den 2010er Jahren europaweit in vielen Ländern überdurchschnittlich
stark angehoben worden (Lübker und Schulten 2022). In einigen Ländern
kam es dabei zu regelrechten Lohnsprüngen, z.B. bereits 2010 in Slowe-
nien (Poje 2019), 2019 in Spanien (Vacas-Soriano 2019) und 2022 in
Deutschland (Schulten und Müller 2022), wo die Mindestlöhne innerhalb
nur eines Jahres um mehr als 20% erhöht wurden. Die Stärke der europäi-
schen Mindestlohninitiative besteht deshalb darin, dass sie den zahlrei-
chen nationalen Entwicklungen und Initiativen einen gemeinsamen euro-
päischen Rahmen gibt.

Welche konkreten Auswirkungen die europäische Mindestlohn-Richtli-
nie zukünftig für die nationale Mindestlohnpolitik haben wird, hängt wie-
derum in erster Linie davon ab, wie die nationalen Akteur:innen die proze-
duralen Vorgaben der Richtlinie aufgreifen und im Sinne ihrer inhaltlichen
Zielsetzung umsetzen. Dies gilt sowohl für die Anhebung der (gesetzli-
chen) Mindestlöhne auf ein angemessenes Niveau als auch für die Stär-
kung der Tarifvertragssysteme hin zu einer angemessenen Tarifbindung.
Erste Reaktionen nationaler Akteur:innen auf die Verabschiedung der
Richtlinie deuten schon jetzt darauf hin, dass in vielen Ländern eine Ent-
wicklungsdynamik hin zu höheren Mindestlöhnen und einer besseren Ta-
rifbindung in Gang gesetzt werden könnte (Aumayr-Pintar et al. 2022). Be-
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sonders deutlich zeigt sich dies schon heute in Deutschland, wo die
europäische Mindestlohn-Richtlinie mit der Erhöhung des gesetzlichen
Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde teilweise vorweggenommen wurde
und es nun vor allem darum geht, den bislang anhaltenden Trend einer
sinkenden Tarifbindung umzukehren. Für Österreich hingegen scheint sich
durch die EU-Richtlinie auf den ersten Blick zunächst einmal nichts zu ver-
ändern. Angesichts des gemessen an der hohen Kollektivvertragsabdec-
kung relativ großen Niedriglohnsektors und der in manchen Branchen
sehr niedrigen Kollektivvertragslöhne könnte die europäische Debatte um
angemessene Mindestlöhne jedoch auch hier perspektivisch ihren Nieder-
schlag finden.

5.1 Auswirkungen auf gesetzliche Mindestlöhne

Die ursprüngliche Intention der Mindestlohn-Richtlinie lag vor allem
darin, europaweite Kriterien für die Festlegung eines „angemessenen“
Mindestlohns zu definieren. Dies erfolgte vor dem Hintergrund, dass die
Mindestlöhne in vielen Ländern de facto Armutslöhne sind, die kein exis-
tenzsicherndes Einkommen ermöglichen. Die EU hat allerdings rechtlich
keine Kompetenzen, unmittelbar auf die Mindestlohnhöhe ihrer Mitglieds-
staaten Einfluss zu nehmen. Deshalb muss sie sich darauf beschränken,
allgemeine inhaltliche Grundsätze sowie bestimmte prozedurale Regelun-
gen festzulegen. Die wichtigste Regel besteht darin, dass die Festlegung
der Mindestlöhne nach bestimmten transparenten Kriterien zu erfolgen
hat, wobei die Nationalstaaten selbst die jeweilige Gewichtung der einzel-
nen Kriterien bestimmen können.

Die bei weitem wichtigste und konkreteste Regelung in der Mindestlohn-
Richtlinie ist jedoch die Empfehlung an die Mitgliedsstaaten, bei der Fest-
legung der Mindestlöhne die international gebräuchlichen Schwellenwerte
von 60% des Median- und 50% des Durchschnittslohns zu berücksichti-
gen. Auch wenn diese doppelte Angemessenheitsschwelle keine verbind-
liche Vorgabe darstellt, so bildet sie im internationalen Vergleich doch
schon heute den entscheidenden Richtwert für die Bestimmung der Ange-
messenheit eines Mindestlohns. In Zukunft sind es also diese Schwellen-
werte, an denen sich die nationalen Mindestlöhne werden messen müssen.

Bis heute gibt es in der EU kein einziges Land, dessen gesetzlicher Min-
destlohn beide Schwellenwerte übertrifft (Abbildung 1). In drei Staaten
(Bulgarien, Portugal und Frankreich) liegt er jeweils über 60% des nationa-
len Medianlohns. Mit Frankreich und Slowenien gibt es darüber hinaus nur
zwei Länder, in denen die Mindestlöhne knapp unter der 50%-Schwelle
des Durchschnittslohns liegen. In den allermeisten EU-Staaten sind dem-
nach zur Erreichung der Schwellenwerte mehr oder weniger starke Erhö-
hungen der gesetzlichen Mindestlöhne notwendig. Würden alle EU-Mit-
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gliedsstaaten ihre gesetzlichen Mindestlöhne entsprechend anheben, so
könnten nach Berechnungen der Europäischen Kommission EU-weit bis
zu 25 Millionen Beschäftigte davon profitieren (Schulten und Müller 2021).

Abbildung 1: Gesetzliche Mindestlöhne in Prozent … (2020)

… des Medianlohns

… des Durchschnittslohns

Quelle: OECD Earnings Database, ergänzt durch Eurostat für Bulgarien und Kroatien, zi-
tiert nach Lübker und Schulten 2022
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Bereits heute spielt in einigen Ländern die Orientierung an nationalen
Median- und/oder Durchschnittslöhnen bei der Festlegung des gesetzli-
chen Mindestlohns eine wichtige Rolle (Lübker und Schulten 2022). So
sieht z.B. das aktuelle Mindestlohngesetz in der Slowakei vor, den Min-
destlohn auf 57% des Durchschnittslohns festzulegen, solange Arbeitge-
ber:innen und Gewerkschaften sich nicht auf eine andere Mindestlohnhö-
he verständigen. In Spanien hat sich die Regierung darauf verpflichtet,
den Mindestlohn bis 2023 auf 60% des Durchschnittslohns anzuheben. In
Deutschland wurde die Erhöhung auf 12 Euro auch damit begründet, dass
sich der Mindestlohn hierdurch deutlich einem Niveau von 60% des natio-
nalen Medianlohns annähert.

Nachdem in den Trilog-Verhandlungen ein Kompromiss für den finalen
Text der Mindestlohnrichtlinie erzielt werden konnte, wurde unmittelbar
danach in einigen europäischen Ländern bereits Handlungsbedarf hin-
sichtlich der eigenen nationalen Mindestlohnregelungen annonciert. In
Belgien verkündete der dortige Arbeitsminister, dass der belgische Min-
destlohn nicht den europäischen Normen entspreche und nun, um die
Zielmarke von 60% des Medianlohns zu erreichen, auf 12 Euro pro Stunde
angehoben werden müsse (Carter 2022). In den Niederlanden war es der
Gewerkschaftsbund FNV, der als erster den Ball aufnahm und die Regie-
rung aufforderte, den Mindestlohn auf 14 Euro pro Stunde zu erhöhen, um
die Vorgaben der europäischen Mindestlohn-Richtlinie zu erfüllen (Bos-
schart 2022). Die Regierung in Irland hat angekündigt, den Mindestlohn in
den nächsten vier Jahren schrittweise auf ein Living-Wage-Niveau anzu-
heben, das 60% des irischen Medianlohns entspricht (Governement of Ire-
land 2022).

Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass die Umsetzung der
europäischen Mindestlohn-Richtlinie in nationales Recht in den kommen-
den zwei Jahren in allen EU-Staaten mit gesetzlichen Mindestlöhnen mit
grundlegenden Auseinandersetzungen über die bestehenden Mindest-
lohnregime einhergehen wird. Dabei wird es vor allem um die Frage der
angemessenen Höhe des jeweiligen nationalen Mindestlohns gehen.
Auch wenn die doppelte Angemessenheitsschwelle keinen rechtlich bin-
denden Standard darstellt, wird sie sich in vielen Ländern als Orientie-
rungsgröße für einen angemessenen Mindestlohn durchsetzen.

Obwohl die Regeln und Kriterien für angemessene Mindestlöhne nach
der EU-Richtlinie ausschließlich für Länder mit gesetzlichen Mindestlöh-
nen gelten, könnten sie letztlich auch die Mindestlohnregime beeinflus-
sen, die bislang ausschließlich auf tarifvertraglichen Regelungen basie-
ren. Besonders deutlich wird dies am Beispiel Zyperns, das eine relativ
geringe Tarifbindung aufweist und bislang gesetzliche Mindestlöhne nur
für einige wenige Berufsgruppen kennt. Aufgrund der hohen tarifvertragli-
chen Regelungslücken und eines relativ ausgeprägten Niedriglohnsektors
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hat die zypriotische Regierung nunmehr beschlossen, zum 1. Jänner 2023
einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn einzuführen, der annähernd
bei 60% des Medianlohns liegen soll (Theodoulou 2022).

In Italien wird ebenfalls bereits seit einigen Jahren intensiv über die Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestlohns diskutiert (Garnero und Lucifora
2020). Zwar ist die Tarifbindung in Italien formal sehr hoch, zugleich gibt
es jedoch relevante Bereiche, insbesondere in der informellen Ökonomie,
die durch die Tarifverträge de facto nicht erfasst werden. Außerdem ist das
tarifvertragliche Mindestlohnniveau in vielen Branchen sehr niedrig. Vor
diesem Hintergrund hat die europäische Mindestlohn-Richtlinie die Debat-
te über einen gesetzlichen Mindestlohn hier noch einmal forciert. Auch in
Österreich gibt es trotz einer sehr hohen Tarifbindung einen relativ großen
Niedriglohnsektor, was immer wieder zu Diskussionen über einen allge-
meinen Mindestlohn geführt hat (s.u.).

Anders sieht es hingegen in den skandinavischen Ländern Dänemark
und Schweden aus, wo eine hohe Tarifbindung mit hohen tarifvertraglichen
Mindestlöhnen von 70 und mehr Prozent des Medianlohns einhergeht. Der
Anteil der Beschäftigten in Schweden, die zu tarifvertraglichen Mindest-
löhnen unter 60% des Medianlohns arbeiten, ist demgegenüber mit weni-
ger als 1% verschwindend gering (Hällberg und Kjellström 2020). Wäh-
rend der Einfluss der europäischen Mindestlohn-Richtlinie auf das Niveau
der tarifvertraglichen Mindestlöhne in Ländern wie Dänemark und Schwe-
den eher gering sein dürfte, könnte er in Ländern wie Zypern, Italien oder
Österreich durchaus an Bedeutung gewinnen, indem die europäischen
Zielgrößen von 60% des Median- und 50% des Durchschnittslohns auch
als Benchmarks für eine allgemeine Untergrenze bei tarifvertraglichen
Mindestlöhnen oder gar die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns
dienen.

Insbesondere die Orientierung an 60% des Medianlohns als Kriterium
für angemessene Mindestlöhne kann jedoch problematisch werden, wenn
größere Teile der Beschäftigten nur ein sehr geringes Einkommen haben
und der Medianlohn selbst schon auf einem sehr niedrigen Niveau liegt.
Eine solche Konstellation gibt es z.B. in Bulgarien oder Portugal, wo der
Mindestlohn im Vergleich zum Medianlohn zwar sehr hoch ist (Abbildung
1), aber trotzdem kein angemessenes Lohnniveau darstellt. Deshalb ist
vor allem das in der Richtlinie angeführte Kriterium der Kaufkraft des Min-
destlohns sehr wichtig. Zur Überprüfung bietet sich hierbei der so genann-
te Warenkorbansatz an, wie er in vielen Living-Wage-Initiativen genutzt
wird (Schulten und Müller 2019). Demnach muss der Mindestlohn so hoch
sein, dass sich Beschäftigte einen bestimmten Waren- und Dienstleis-
tungskorb leisten können, der einen ausreichenden Lebensstandard si-
chert. Ein solcher Warenkorbansatz kann einen Mindestlohn, der nach der
doppelten Angemessenheitsschwelle festgelegt wurde, ergänzend einem

351

48. Jahrgang (2022), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft



Praxistest unterziehen (Müller und Schulten 2020). Gerade in Zeiten
hoher Inflationsraten, die sich in den Lebenshaltungskosten der Mindest-
lohnempfänger:innen oft besonders stark niederschlagen, ist ein solcher
Praxistest unabdinglich.

5.2 Auswirkungen auf die Tarifvertragssysteme

Neben der Durchsetzung eines angemessenen Mindestlohnniveaus
liegt die zweite große Zielstellung der Mindestlohn-Richtlinie in der Stär-
kung der Tarifvertragssysteme. Beides hängt insofern eng zusammen, als
eine hohe Tarifbindung in der Regel mit einer deutlich geringeren Lohnun-
gleichheit und dementsprechend höheren Mindestlöhnen korreliert
(Keune 2021). Eine hohe Tarifbindung ist außerdem eine wichtige Vorrau-
setzung, um größeren Beschäftigungsgruppen ein gutes Einkommen zu
gewährleisten und damit einen ausreichend hohen Medianlohn zu schaf-
fen, der dann wiederum als geeignete Orientierungsgröße auch für ange-
messene Mindestlöhne dienen kann.

In der EU gibt es im Hinblick auf die Tarifbindung extrem große Unter-
schiede (Abbildung 2). Während in Ländern wie Italien, Frankreich oder
Österreich fast alle Beschäftigten an einen Tarifvertrag gebunden sind, ar-
beitet insbesondere in einigen osteuropäischen Ländern nur eine kleine
Minderheit in Unternehmen mit Tarifvertrag. Hinzu kommt, dass die Tarif-
bindung in vielen europäischen Ländern seit mehr als zwei Jahrzehnten
einen rückläufigen Trend aufweist (Mesch 2020).

Mit der Mindestlohn-Richtlinie formuliert die EU erstmalig ein eindeuti-
ges Bekenntnis zu einer hohen Tarifbindung, die als eine wesentliche In-
stitution zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts und der Förderung
einer inklusiven Wirtschaftsentwicklung angesehen wird (Europäische
Kommission 2020a; European Parliament 2022). Indem alle EU-Mitglieds-
staaten, in denen weniger als 80% der Beschäftigten in tarifgebundenen
Unternehmen arbeiten, aufgefordert werden, gemeinsam mit Arbeitge-
ber:innenverbänden und Gewerkschaften einen nationalen Aktionsplan
zur Förderung der Tarifbindung zu entwickeln, wird indirekt auch eine Ziel-
größe für eine angemessene Verbreitung von Tarifverträgen definiert.
Nach Angaben der OECD/AIAS-ICTWSS-Datenbank (OECD/AIAS 2022)
liegt die Tarifbindung derzeit in 19 von 27 EU-Staaten unter der 80%-
Marke (Abbildung 2). In einigen der übrigen acht Länder, z.B. in Spanien
oder Italien, wird zudem durch die de facto bestehenden Erga-Omnes-Re-
gelungen formal eine sehr hohe Tarifbindung ausgewiesen, die jedoch in
der Praxis deutlich zu hoch angesetzt sein dürfte. Selbst in Dänemark
gehen einige Untersuchungen von einer Tarifbindung von unter 80% aus
und konstatieren damit entsprechenden politischen Handlungsbedarf
(Bech 2022).
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Abbildung 2: Tarifbindung 2021* in % der Beschäftigten in tarif-
gebundenen Unternehmen

* 2021 oder der jeweils aktuellste verfügbare Wert
Quelle: OECD/AIAS ICTWSS Database, für Deutschland: IAB Betriebspanel

Mit der Implementierung der Mindestlohn-Richtlinie in nationales Recht
ist die große Mehrzahl der EU-Mitgliedsstaaten gefordert, konkrete Maß-
nahmen zur Stärkung der Tarifbindung zu ergreifen. Die Mindestlohn-
Richtlinie nennt hier u.a. die Förderung von Tarifverhandlungen auf Bran-
chenebene, eine stärkere Ahndung von Union-Busting-Praktiken und die
Unterstützung der Tarifvertragsverbände. Hinzu kommt die explizite Auf-
forderung an den Staat, bei der Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzes-
sionen das Kriterium der Tariftreue und die Einhaltung tarifvertraglicher
Grundrechte zu berücksichtigen.

Inwieweit die Mindestlohn-Richtlinie tatsächlich dazu beitragen kann, die
Tarifbindung auf nationaler Ebene zu fördern, hängt wiederum davon ab,
ob relevante politische Akteur:innen die Initiative aufgreifen und in der
Lage sind, entsprechende Maßnahmen durchzusetzen. Mit dem in der
Mindestlohn-Richtlinie vorgesehenen europäischen Monitoring-Prozess
und den damit verbundenen permanenten Vergleichen zwischen den EU-
Staaten wird die Position jener nationalen Akteur:innen gefestigt, die für
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eine Stärkung der Tarifvertragssysteme eintreten. Je mehr Länder gute
Praktiken zur Förderung der Tarifbindung entwickeln, desto größer wird
dann auch der politische Druck auf jene mit niedriger Tarifbindung.

Im günstigsten Fall könnte eine Aufwärtsdynamik in Gang gesetzt wer-
den die die Tarifbindung in ganz Europa strukturell erhöht und damit auch
deutlich die institutionelle Macht der Gewerkschaften. Allerdings ist diese
Entwicklung keineswegs ein Selbstläufer. So wie die Mindestlohn-Richtli-
ne von erheblichen Teilen der europäischen Wirtschafts- und Kapitalver-
bände und Teilen des politischen Spektrums abgelehnt wurde, könnte in
einigen Ländern auch ihre Umsetzung von den gleichen politischen Kräf-
ten torpediert werden. Die Stärkung der Tarifbindung in Europa ist insofern
der deutlich schwieriger umzusetzende Teil der europäischen Mindest-
lohn-Richtlinie, zugleich jedoch auch derjenige, der das Kräfteverhältnis
zwischen Kapital und Arbeit am nachhaltigsten verschieben könnte.

5.3 Auswirkungen auf Deutschland

Das mögliche Entwicklungspotenzial durch die europäische Mindest-
lohn-Richtlinie kann bereits heute besonders in Deutschland beobachtet
werden (Schulten und Müller 2022). Nach einer mehr als zehn Jahre an-
dauernden politischen Auseinandersetzung wurde dort zum 1. Jänner
2015 erstmals ein einheitlicher gesetzlicher Mindestlohn eingeführt. Dem
vorausgegangen war ein deutlicher Rückgang der Tarifbindung und zu-
gleich eine starke Zunahme des Niedriglohnsektors (Bosch et al. 2021).

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland wurde
von den gewerkschaftlichen und politischen Befürworter:innen als eine
der größten Arbeits- und Sozialreformen in der Geschichte der Bundesre-
publik gefeiert und brachte für Millionen von Niedriglohnbeschäftigten
spürbare Lohnerhöhungen. Von Beginn an war jedoch klar, dass das ur-
sprünglich festgelegte Mindestlohnniveau von 8,50 Euro pro Stunde, das
damals etwa 48% des Medianlohns und 43% des Durchschnittslohns von
Vollzeitbeschäftigten entsprach (Lübker und Schulten 2022), sehr niedrig
angesetzt war und in keiner Weise dem Anspruch eines existenzsichern-
den Living Wages gerecht wurde (Schulten und Weinkopf 2019).

Die reguläre Anpassung des Mindestlohns erfolgt nach dem deutschen
Mindestlohngesetz durch eine aus Arbeitgeber:innen- und Gewerkschafts-
vertreter:innen zusammengesetzte Mindestlohnkommission, die bei ihrer
Empfehlung vor allem die Entwicklung der Tariflöhne berücksichtigen soll.
Auf diese Weise wurde der Mindestlohn nach seiner Einführung zwar kon-
tinuierlich angehoben, die Steigerungsraten blieben jedoch eher moderat
(Abbildung 3) und änderten nichts an dem im Verhältnis zu den anderen
Löhnen strukturell sehr niedrigen Mindestlohnniveau. Die Gewerkschaf-
ten forderten schon recht früh eine deutlich schnellere Erhöhung des Min-
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destlohns. Sie konnten sich in der Mindestlohnkommission mit dieser For-
derung gegenüber der Arbeitgeber:innenseite allerdings nicht durchset-
zen.

Abbildung 3: Gesetzlicher Mindestlohn in Deutschland in Euro pro
Stunde

Quelle: WSI-Tarifarchiv

Aufgrund der strukturellen Blockade in der Mindestlohnkommission ver-
lagerte sich die Diskussion um ein angemessenes Mindestlohnniveau
wieder zunehmend auf die politische Ebene. Schließlich fasste die aktuel-
le deutsche Bundesregierung den Beschluss, den gesetzlichen Mindest-
lohn außerhalb des regelmäßigen Anpassungsmodus durch die Mindest-
lohnkommission zum 1. Oktober 2022 einmalig auf 12 Euro anzuheben.
Gegenüber dem Anfang 2022 bestehenden Mindestlohnniveau von 9,82
Euro entspricht dies einer Erhöhung von 22%; gemessen an den seit 1.
Juli 2022 geltenden 10,45 Euro liegt sie immer noch bei knapp 15%. Ins-
gesamt werden von der Mindestlohnerhöhung etwa sechs Millionen Be-
schäftigte profitieren. Für viele wird dies – in den Worten des deutschen
Bundesarbeitsministers Hubertus Heil – „möglicherweise der größte Lohn-
sprung in ihrem Leben“ sein (zit.n. „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ vom
4.6.2022).

12 Euro Mindestlohn liegen nur knapp unter den 60% des deutschen
Medianlohns, den die europäische Mindestlohn-Richtlinie als ein Kriterium
für ein angemessenes Mindestlohnniveau vorgibt. In der Begründing für
diese außergewöhnliche Erhöhung wird denn auch explizit auf die euro-
päische Mindestlohninitiative Bezug genommen, die vor allem in den fina-
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len Trilog-Verhandlungen von deutscher Seite stark unterstützt wurde. Die
12 Euro Mindestlohn können wiederum als eine vorgezogene Umsetzung
der Richtlinie interpretiert werden.

Deutlich schwieriger wird es hingegen für Deutschland, auch die tarifpo-
litischen Ziele der Mindestlohn-Richtlinie umzusetzen. Die Tarifbindung ist
seit mehr als zwei Jahrzehnten rückläufig, so dass heute nur noch die
Hälfte aller Beschäftigten in einem Unternehmen mit Tarifvertrag arbeitet.
Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns war eine Reaktion auf
diese Entwicklung und hat zumindest in einigen Niedriglohnbranchen zur
Stabilisierung der Tarifvertragsbeziehungen beigetragen (Bispinck et al.
2020). Auch die Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro dürfte die Ent-
wicklung der Tariflöhne in einigen Branchen beflügeln (Schulten und
Specht 2022). Allerdings wächst der Anteil der Unternehmen, die entwe-
der aus dem Tarifvertragssystem aussteigen oder sich von vornherein
jeder Tarifbindung entziehen, insgesamt nach wie vor an.

Angesichts dessen gibt es in Deutschland bereits seit Jahren eine inten-
sive Debatte darüber, wie dieser Trend umgekehrt und die Tarifbindung
wieder gestärkt werden kann. Mittlerweile bekennen sich fast alle relevan-
ten politischen Kräfte in Deutschland zur Stärkung des Tarifvertragssys-
tems, und auch die aktuelle Bundesregierung hat hierzu einige Maßnah-
men angekündigt, wie z.B. die Verabschiedung eines Bundes-Tariftreue-
gesetzes für öffentliche Aufträge (Schulten 2021). Bislang fehlt jedoch ein
geeigneter politischer Rahmen, der die verschiedenen geplanten Einzel-
maßnahmen zu einer strategischen Gesamtinitiative zur Stärkung der Ta-
rifbindung bündelt. Möglicherweise bietet der in der Mindestlohn-Richtlinie
vorgesehene Aktionsplan einen solchen Rahmen. Die deutschen Gewerk-
schaften haben die Bundesregierung deshalb bereits aufgefordert, nicht
erst bis zur formalen rechtlichen Umsetzung der Richtlinie zu warten, son-
dern schon heute die Initiative für die Entwicklung eines solchen Aktions-
plans zu ergreifen (Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 2022). Ende
September hat der Bundesarbeitsminister für das Jahr 2023 schließlich
die Vorlage eines Gesetzespakets zur Stärkung der Tarifbindung vorge-
legt (dpa 2022). Deutschland könnte damit auch auf diesem Gebiet eine
Vorreiterrolle in Europa übernehmen.

5.4 Mögliche Auswirkungen auf Österreich

Für Österreich hat die EU-Richtlinie über angemessene Mindestlöhne
zunächst keine unmittelbaren Auswirkungen. Während das Land als „Kol-
lektivvertrags-Weltmeister“ die Ziele der Richtlinie zur kollektivvertragli-
chen Abdeckung bereits deutlich übererfüllt, gelten die Kriterien für ange-
messene Mindestlöhne nur für Länder mit gesetzlichen Mindestlöhnen.
Trotzdem haben die österreichischen Gewerkschaften die Mindestlohn-
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Richtlinie im Gegensatz zu ihren dänischen und schwedischen Schwes-
terorganisationen stets mit Nachdruck unterstützt. Dies geschieht zum
einen aus Solidarität gegenüber den Beschäftigten in der großen Mehrheit
der europäischen Länder, in denen diese von der Richtlinie profitieren.
Zum anderen hoffen die österreichischen Gewerkschaften, dass eine Er-
höhung der Mindestlöhne in den europäischen Nachbarstaaten auch den
Lohndruck in Österreich mindern wird (ÖGB 2022a).

Die europäische Mindestlohn-Richtlinie könnte perspektivisch jedoch
auch Einfluss auf die Lohnpolitik in Österreich nehmen. Zwar garantiert die
umfassende Kollektivvertragsabdeckung eine nahezu flächendeckende
sektorale Mindestlohnsicherung, sie verhindert jedoch nicht die Existenz
eines relativ großen Niedriglohnsektors, der mit knapp 15% der Beschäf-
tigten in etwa dem EU-Durchschnitt entspricht (Geisberger 2021). In einer
Reihe von Branchen – insbesondere im privaten Dienstleistungssektor –
bewegen sich die kollektivvertraglich festgelegten Mindestlöhne auf einem
eher niedrigen Niveau. Deshalb haben die österreichischen Gewerkschaf-
ten in den letzten Jahrzehnten immer wieder eine bestimmte Mindestlohn-
höhe gefordert, die in den Kollektivverhandlungen auf sektoraler Ebene
durchgesetzt werden sollte. Mitunter haben sich auch ÖGB und die Wirt-
schaftskammer gemeinsam auf ein Mindestlohnziel verständigt, wie zu-
letzt im Jahr 2017, wo ein monatlicher Mindestlohn von 1.500 Euro verein-
bart wurde.

Im Vorfeld der Herbstrunde 2022 haben die österreichischen Gewerk-
schaften die Forderung nach einem kollektivvertraglichen Mindestlohn
von monatlich 2.000 Euro brutto erhoben (ÖGB 2022b). Bei einer durch-
schnittlichen kollektivvertraglich vereinbarten Wochenarbeitszeit von 38,8
Stunden (168 Stunden pro Monat) entspricht dies einem Stundenlohn von
11,90 Euro. Berücksichtigt man darüber hinaus, dass in Österreich in der
Regel 14 Monatslöhne bezahlt werden, erhöht sich der entsprechende
Stundenlohn sogar auf 13,88 Euro.

Mit der Verabschiedung der EU-Mindestlohn-Richtlinie könnte einer sol-
chen Forderung der Gewerkschaften nun zusätzlich Nachdruck verliehen
werden. Zwar ist die dort formulierte Zielstellung eines angemessenen
Mindestlohnniveaus, das die Schwellenwerte von 60% des Medians und
50% des Durchschnittslohns nicht unterschreitet, rechtlich nicht bindend,
sie könnte aber auch in der österreichischen Diskussion eine neue norma-
tive Orientierungsmarke für die Mindestlohnpolitik werden. Gemäß den in
der EU-Richtlinie empfohlenen Schwellenwerten lag ein angemessener
Mindestlohn im Jahr 2020 in Österreich bereits bei 1.900 Euro (Tabelle 2).
Die aktuelle Forderung der österreichischen Gewerkschaften nach einem
kollektivvertraglichen Mindestlohn von 2.000 Euro bewegt sich damit im
Rahmen dessen, was entsprechend der EU-Mindestlohn-Richtlinie als an-
gemessenes Mindestlohnniveau gilt. Sollten die Arbeitgeber:innen in den
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Kollektivverhandlungen eine entsprechende Erhöhung der Mindestlöhne
verweigern, könnte sogar die Forderung nach einem gesetzlichen Min-
destlohn in Österreich weiter Auftrieb bekommen; ein festgeschriebener
Mindestlohn würde komplementär zum Kollektivvertragssystem die un-
tersten Kollektivvertragslöhne determinieren.

Tabelle 2: Schwellenwerte für angemessene Mindestlöhne in
Österreich für ganzjährig Vollbeschäftigte, in Euro pro Monat (bei
14 Monatsgehältern)

60% des Medianlohns 50% des Durchschnittslohns

2010 1.520 1.517

2011 1.555 1.554

2012 1.599 1.598

2013 1.640 1.636

2014 1.670 1.663

2015 1.706 1.703

2016 1.741 1.749

2017 1.779 1.785

2018 1.819 1.826

2019 1.874 1.877

2020 1.903 1.909

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage von Statistik Austria, Lohnsteuerdaten –
Sozialstatistische Auswertungen, Bruttoeinkommen der ganzjährig Vollzeitbeschäftigten

6. Fazit

Die Mindestlohn-Richtlinie gehört zu den wichtigsten arbeits- und sozial-
politischen Maßnahmen, die bislang auf europäischer Ebene verabschie-
det wurden. Sie hat das Potenzial, zu einem wirklichen Gamechanger im
Kampf gegen Erwerbsarmut und soziale Ungleichheit zu werden. Dies
liegt nicht nur an den in der Richtlinie festgelegten Maßnahmen, die direkt
auf die Sicherung eines angemessenen (gesetzlichen) Mindestlohnni-
veaus abzielen und hierbei klare Referenzwerte formulieren, sondern vor
allem auch an den festgelegten Maßnahmen zur Förderung von Tarifver-
handlungen und der damit verbundenen Stärkung der institutionellen
Macht der Gewerkschaften.

Der durch die Mindestlohn-Richtlinie markierte Paradigmenwechsel hin
zu einem sozialeren Europa belegt, dass die oft beklagte „strukturelle
Asymmetrie“ (Scharpf 2010) des europäischen Integrationsprojekts kein
für alle Zeiten gültiges Naturgesetz darstellt. Das zeigt, dass unter günsti-
gen politischen Bedingungen ein Pfadwechsel hin zu einer sozialen Wie-
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dereinbettung der vormals liberalisierten Märkte stattfinden kann. Im Falle
der Mindestlohn-Richtlinie hat insbesondere der erhebliche Legitimations-
verlust des europäischen Integrationsprojekts in der europäischen Bevöl-
kerung, der sich auch im Erstarken rechtspopulistischer Kräfte mit eindeu-
tig nationalistischer und antieuropäischer Grundhaltung manifestiert, eine
wichtige Rolle gespielt. Dies hat ein politisches Momentum für eine sozia-
lere Ausrichtung der EU-Politik geschaffen. Insbesondere die Kommission
hat erkannt, dass sie mit dem Krisenmanagement 2008/2009 den neolibe-
ralen Bogen überspannt hat und nun maßgebliche Korrekturen notwendig
sind, um der zunehmend europakritischen Stimmung unter den europäi-
schen Bürger:innen zu begegnen. Die Corona-Pandemie hat dieses
Momentum sogar noch verstärkt, indem sie in der EU eine Art „Not-Prag-
matismus“ förderte, der viele politische Maßnahmen ermöglichte, die noch
vor kurzem undenkbar waren (Urban 2020). Ähnliches gilt aktuell für die
durch den Ukraine-Krieg ausgelösten Krisenprozesse. Vor allem die
hohen Inflationsraten machen eine Stabilisierung der unteren Einkommen
besonders dringlich und liefern damit zusätzliche Argumente zur Anhe-
bung der Mindestlöhne (Aumayr-Pintar et al. 2022).

Hinzu kam schließlich eine besondere politische Konstellation im Euro-
päischen Rat, bei der die französische Regierung ein manifestes Interesse
hatte, die Mindestlohn-Richtlinie noch während ihrer Ratspräsidentschaft
im ersten Halbjahr 2022 zu einem erfolgreichen Ende zu führen. Zugleich
wurden mit dem Regierungswechsel in Deutschland im Herbst 2021 die
Weichen dafür gestellt, dass sich auch die deutsche Regierung aktiv zum
Gelingen der Initiative beitragen konnte. So trug die deutsch-französische
Lokomotive wesentlich dazu bei, die Richtlinie sicher ins Ziel zu führen.

Die konkrete Bedeutung der Mindestlohn-Richtlinie entscheidet sich
letztlich mit ihrer Umsetzung auf nationaler Ebene. Dabei definiert die
Richtlinie keine rechtlich verbindliche Mindestlohnhöhe, sondern schafft
einen wichtigen politischen Referenzrahmen, der auf nationaler Ebene
jene Positionen und Akteur:innen stärkt, die für angemessene Mindestlöh-
ne und starke Tarifverhandlungen eintreten. Ihre Durchsetzung muss je-
doch nach wie vor im nationalen Rahmen erkämpft werden, und zwar nicht
nur in Ländern mit einem gesetzlichen Mindestlohn, sondern auch in Län-
dern, in denen Mindestlöhne tarifvertraglich festgelegt werden.
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Zusammenfassung

Die Mindestlohn-Richtlinie gehört zu den wichtigsten arbeits- und sozialpolitischen Maß-
nahmen, die auf europäischer Ebene verabschiedet wurden. Sie kann zu einem Game-
changer im Kampf gegen Erwerbsarmut und soziale Ungleichheit werden. Sowohl durch
Maßnahmen, die auf ein angemessenes (gesetzlichen) Mindestlohnniveau abzielen, als
auch jene die eine Stärkung der Tarifverhandlungen fördern. Der erhebliche Legitimations-
verlust des europäischen Integrationsprojekts in der europäischen Bevölkerung hat dabei
eine wichtige Rolle gespielt. Die Kommission hat erkannt, dass sie mit dem Krisenmanage-
ment 2008/2009 den neoliberalen Bogen überspannt hat und dass maßgebliche Korrektu-
ren notwendig sind, um der europakritischen Stimmung zu begegnen. Auch die Konstella-
tion im Rat trug zum Gelingen bei; einerseits wollte die französische Regierung die
Mindestlohn-Richtlinie noch während ihrer Ratspräsidentschaft abschließen, andererseits
stellte der Regierungswechsel in Deutschland die Weichen dafür, dass die die Richtlinie
sicher ins Ziel gelangte. Die konkrete Bedeutung der Mindestlohn-Richtlinie entscheidet
sich letztlich in ihrer Umsetzung auf nationaler Ebene. Sowohl in Ländern mit gesetzlichen
als auch in jenen mit tarifvertraglich festgelegten Mindestlöhnen.

Schlüsselbegriffe: EU Mindestlohnrichtlinie, Mindestlohn, Tarifpolitik, Kollektivvertrags-
politik, Lohnverhandlungssystem
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